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Deutscher Landwirtsckaktsrat
Die außerordentliche 58 . Bollversammlmtg des deutschen

LandwirtschaftsrateS , der Spitzenovganiftrtton der halbamt¬
lichen Berufsvertretung der deutschen Landwirtschaft tagte am
Donnerstag in Berlin . Die Tagung wurde durch den Reichs¬
präsidenten eröffnet . „ „ _ . . .

Die Erosfnungsansprache hielt der Präsident des Deutschen
Landwirtschaftsrates , Dr. Brandes . Er dankte zunachst dem
Reichspräsidenten für die ernerite Bekundung -seines Willens ,
die deutsche Landwirtschaft als einen Grundpfeiler des Deut¬
schen Reiches und der deutschen Wirtschaft zu erhallen . Die

Belastung der deutschen Landwirte hatte einen Umfang ange¬
nommen . der aus den Erträgen der Wirtschaften nicht gedeckt
werden konnte. Auch von der Reichsregierung sind ent,che,-
dende Maßnahmen notwendig , wenn nicht unabsehbares Un¬
glück über das deutsche Volk Hereinbrechen soll . Der Schutz
und die Erhaltung der heimatlichen Erzeugung sind Vorbe¬
dingungen für eine erfolgreiche Ausfuhr . Das von der Re -

nietunQ borßctcQtc 9toti)roQrflntTn Innn nur itbet bic nöcbitc
Aeit hinweghelfen . Dann hielt Reichsminister Schiele eine
Rede , in ber u . a . bLiraus hinwieß, ba^ feit vier Jahren ein
Betriebsdesizit von 4 Milliarden Reichsmark bestehe . Die
Hauptursache dieses Verlustes liege in der Preis - und Markt¬
lage . Hinzu kämen die Unwetterschäden. Deutschland müsse
sich wieder eine eigene agrarische Grundlage schaffen, auf der
seine Volkswirtschaft sicher ruhen könne, und das könne nur
durch eine bessere Pflege des deutschen Bauerntums geschehen .
Die Tagung brachte eine Reihe von Borträgen über die Rot¬
forderungen der deutschen Landwirtschaft , über Kreditftagen
und über Schutz und Steigerung der deutschen Erzeugung
als Grundlage der deutschen Wirtschaftspoliftk .

Es lag auch eine allgemeine Schlnßentschließnng vor, m
der von der Reichsregierung als sofortige Notmatznahme u . a.
die Ulnwandlung der kurzfristigen Kredite in langfristige ge-
fordert wird , ferner ein erheblich höherer Anteil der Mittel
aus öffentlich-rechtlichen Kapitalsammelstellen für landwirt¬
schaftliche Hvpotheken. Das Ziel der Finanzpolitik müsse eine
allgemeine Zinssenkung zwecks Annäherung an die landwirt¬
schaftliche Ertragsrente fein . Die dauernde Unrentabilität
müsse dadurch beseitig! werden , daß wirksame Maßnahmen
getroffen werden, um die Ergiebigkeit der heimischen Wirt¬
schaft mindestens so weit zu steigern , daß ein Ausgleich unse¬
rer Handelsbilanz erfolgen kann . Die Einfuhr müsse auf
da« notwendige Matz beschränkt werden . Senkungen des deut¬
schen Zollniveaus , das weit unter dem anderer Staaten liege,
seien nur möglich , wenn das Ausland entsprechende Maß¬
nahmen treffe . Zur Hebung der Einnahmen müßte die Sen -
kung der zwangsläusigen Ausgaben treten . Ohne durchgrei¬
fende Herabsetzung >md gleichmäßigere Verteilung der Steu¬
ern und Lasten sei die Landwirtschaft ständig in ihrer Exi¬
stenz bedroht . Die Stenerentlastung müsse in erster Linie
bei den Realsteuern , also auf dem Gebiete der Landes - und
der Gemeindebesteuerung einsetzen . Die öffentliche Hand
müßte ihre Wirtschafts - lind Finanzpolitik darauf abstellen,
die Landwirtschaft durch Wiederherstellung ihrer Rentabilität
zu Steuerleistungen zu betätige «. Der Weg der Substanz¬
besteuerung führe zur Vernichtung . Die Maßnahmen der so¬
zialen Versicherung müßten der Gesamtentwicklnng unserer
Wirtschaftslage entsprechen. Für die nächsten Jahre sei min¬
destens eine beträchtliche Erhöhung des Kontingents ftemder
Wanderarbeiter erforderlich . Die Entschließung wurde ein¬
stimmig angenommen .

Deutschland und die Wasfeulieferungen
nach China

WTB . Berlin , 24 . Febr . (Tel5 Der Staatssekretär des « ns-
wärttgen Amtes hat in einem Schreiben an den Ostasratische«
Bertln in Hamburg ausgeführt . er erkenne an , daß die Mit¬
gliedsfirmen des Ostasiatikchen Vereins in Erfüllung ihrer im
April v. I . dem Auswärtigen Amt gegenüber übernominenen
Verpflichtung , Verschiffungen von Kriegswaffen nach China von
deutschen Häfen aus und auf deutschen Schissen unterlassen
haben . Im Hinblick auf die Verhältnisse in China sehe er
sich aber veranlaßt , die deutschen Chinafirmen vor Wieder-
veteiligung an Waffenlieferungen nach China , auch auf ande¬
ren Wegen, nachdrucklichst zu warnt ».

Englische Presseftimme « zum Verbot
des Caveft .Ftlms

WTB . London, 24 . Febr . (Tel . ) „Daily Mail " greift Cham -
berlain wegen seiner Haltung in der Frage des Eapell -Ftlms
an und betont , Chamberlain habe keine Befugnis , von der
Nation oder dem Parlament erhalten , eine derartige Zensur
auszuüben , während er den deutschen Kriegssilm , der die mit¬
leidslose Fernbeschießnna von Paris , durch die am Karfreitag
1918 Hunderte von Andächtigen in einer Kirche von Paris er»

Esingen wurden , zeige. DaS Blatt fordert die Aufhebung des
erbots des Films '.. Der parlamentarische Berichterstatter der

„Daily News and Westminster ", Gazette , behauptet , in den
Wandelgängen des Parlaments sei gestern von sensationellen
Entwicklnngen und sogar von einer Art politischer KrtstS in¬
folge des Verbots des Cavell-FilmS gesprochen worden . Die
Mehrheit der Parlamentsmitglieder sei der Ansicht , daß das
Verbot gerechtfertigt ist . Der Premierminister werde in den
nächsten Tagen um eine Erörterung der Angelegenheit im
Parlament ersucht werden . Es verlautet jedoch, daß die Re¬
gierung augenblicklich nicht bereit sei, diesem Ersuchen stutt-
zugeben . Es sei außerdem geplagt , auch Fragen über den
deutschen Kriegsfilm zu stellen.

DaS neue jugoslawische Kabinett Wukitschewitsch ist nun
endgültig gebildet worden . Es seht sich aus 10 Radikalen ,
5 Demokraten , einem Mitglied der Slowenischen Volkspartei ,
einem Mohammedaner und einem Parteilosen zusammen .

Letzte Nachrichten
Das Schicksal des Rotprogramms

bl . Berlin , 24. Febr . ( Priv.- Tel.) Das ReichSkabi -
n r t t wird sich am Nachmittag mit dem Rotprogramm beschäf¬
tigen und die Erklärung aufsetzen, die am Montag i«
-Name» der Regierung im Reichstag Vizekanzler H e r g t ver¬
lesen soll. Der Pessimismus , der allgemein in politi¬
schen Kreisen herrscht, hat sich noch dadurch verstärkt, daß der
demokratische Reichstagsabgeordnete Freiherr v . Richthofe «
in einer Rede in Harburg auf die schwere» Bedenken seiner
Partei hingewiesen hat, die gegen eine - anze Reihe von Br-
stimmungru des Programms beständen . Auch das .berliner
Tageblatt" deutet heute an, daß der demokratische Parteivor¬
stand, der für den 6. Mürz zusammengerufen worden ist , vor
sehr schwerwiegenden Entscheidungen stehen könnte .

Reform der deutschen Reicbspost
WTB. B e r l i n , 24. Febr . ( Tel. ) Bei der heute abgehal.

tenen Sitzung des Berwaltungsrates der Rrichspost ,
die der Beratung uud Feststellung des Rachtragshaushattes
für 1927 und des Haushaltes für 1928 galt, gab der Reichs -
p » st m i u i st e r eine Darstellung über die Wirtschaft »- und
Berkehrslage der Reichspost. Der Minister führte u . a . ans :
Der Berkehr hat sich im letzten Vierteljahr günstig entwickelt
und ist gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres all¬
gemein gestiegen . Die Postgebührenerhähung bat
weder einen ungünstige» Einfluß auf die allgemeine Preis¬
bildung . noch einen Berkehrsrückgang gebracht. Die Reichspoft
arbeitet planmäßig an der Reform und Ratiouali -
s e r u n g der Verwaltung «nd de » Betriebes. Vom 1. Avril
ab wird durch Erhöhung der Zuständigkeiten der Oberpostdirek -
tione» das Reichspostministeeinm um etwa 115 Kräfte ver¬
ringert werden . Die vorhandenen 36 Betriebswerkstätten wer¬
den auf 5 herabgemindert . Durch Vereinfachung sind im letz¬
te« Vierteljahr 740 Kräfte gespart worden . Im Postscheck -
betrieb wurde eine Personalerspnrnis von 50 Proz. erzielt.
Die Durchführung der Verkehrsverbefferungen wurde fort¬
gesetzt, die Umgestaltung und Verkraftung des Landpostwesens
eingeführt.

Dementis
bl . Berlin , 24. Febr . (Priv. -Tel. ) Durch eine Reihe

rechtsstehender Blätter ging die Meldung» daß der Vizekanzler
Dr. Hergt beim Empfang durch den afghanische « K ö -
n i g davon gesprochen habe, daß Deutschland ihm ei» herz¬
licheres Willkommen hätte bereiten sollen , dazu aber infolge
seiner Notlage nicht im Stande gewesen wäre. Dr. Hergt soll
dann fortgefahren habe« : Trotzdem ist die innere Begeiste¬
rung deS deutschen Volkes um so größer , als das afghanische
Volk in dem gleichen Kampf um seine Freiheit und Unabhän¬
gigkeit steht. Diese Nachricht, die im Ausland sehr großes
Aufsehen erregt hat, weil England darin eine Spitze gegen
seine Politik erblicken konnte, wird amtlich mit aller Entschie¬
denheit dementiert . Dr. Hergt hat nichts derartiges ge¬
sagt . — Die Meldungeines jnugdrntschen Blattes , derReichS -
lauzler sei infolge seines Gesundheitszustandes geneigt,
sofort seinen Rücktritt zu rrfläreo, wird amtlich dementiert.
Dr , Marx befindet sich auf dem Wege der B e s s e r u n g, wenn
auch vorläufig eine Wiederanfizahme der Geschäfte nicht in
Frage kommt und zunächst rin Aufenthalt in einem Kurort
vorgesehen werden muß .

Wiederaufnahme der Arbeit in der mittel¬
deutschen Metallindustrie

WTB . Magdeburg , 24 . Febr. Wie der Verband mit¬
teldeutscher Metalltndustriellermitteilt, ist am heutigen Frei¬
tag vormittag in fast allen Betrieben der mitteldeutschen Me¬
tallindustrie die Arbeit wieder ausgenommen
worden . — Daraufhin hat der Gesamtverband deutscher
Metallindnstrieller beschlossen, die GesamtanS -
syerrnng « nfzuhebe ».

Der franzSstfch -belgifche Handelsvertrag
M. Berlin , 24. Febr . (Priv .-Tel.) Das französtfch -bel-

gische Wirtschaftsabkommen , da » gleichzeitig mit de« dentschen
gestern in Paris unterzeichnet wurde , enthSlt eine Reihe
von Bestimmungen, die auch für die deutsche Industrie
und Landwirtschaft wichtig find, da alle Aillerm « .
ß i g u » g e n , die Belgien dnrchgrfetzt hat, infolge der Meist-
begünsttgnug auch Deutschland automatisch zugute komme ».

Der Termin der frnnzSfifche « Wahle »
WTB. Paris , 24- Febr. (Tel.) I « eiaer offiziöse«

« uslaff»»« stellt die Agentur Hadas fest, daß der Zeit¬
punkt der Kammerwahlen nicht mehr geändert
werde. Der erste Wahlgaug werde , wie »oranSzusrhen,
am 22 . »ad der etwa «atwrudi, werdende zweite Wahl -
gang am 29 . April stnttfladeu .

MirtscDaktlicke Nmsckau
Durch das Versailler Diktat war entgegen dem vor¬

her von allen Kulturstaaten anerkannten , zuletzt auf
dem Haager Friedenskongreß 1907 ausdrücklich kodifi¬
zierten Grundsatz , daß Privateigentum im Krieg nicht
konfisziert werden darf , das Eigentum deutscher Staats¬
angehöriger in den Feindstaaten der Beschlagnahme
unterworfen worden . Nur Südslawien , Südafrika und
nun auch Amerika haben die Beschlagnahme nicht auf¬
rechterhalten . Die Annahme des Gesetzentwurfes , der
die Freigabe des in Amerika beschlagnahmten deutschen
Eigentums bestimmt , erscheint gesichert . Fast zehn Jahre
nach dem Kriegsende soll nun die Freigabe auch der grö¬
ßeren deutschen Vermögenswerte beginnen , nachdem be¬
reits in den letzten Jahren eine Rückgabe der kleinen
Vermögenswerte bis 10 000 Dollar verfügt worden war .

Jetzt handelt es sich noch um Werte von nicht weniger
als über eine Milliarde Mark , zum großen Teil Bar¬
beträge (verschiedentlich in amerikanischer Kriegsanleihe
angelegt ) , aber auch Beteiligungen , Patente , Grund¬
stücke . Bei den beschlagnahmten Schiffen wie bei anderen
Werten , darf man nicht vergessen, daß sie bereits „ver¬
wertet "

, d . h. veräußert sind , und daß seinerzeit ver¬
schiedene Prozesse wegen Verschleuderung deutschen Be¬
sitzes durch die amerikanischen beamteten Verwalter statt¬
fanden . Die Erlöse für diese Werte sind aber maß¬
gebend und von den Erlösen gibt es für dm größeren
Teil der deutschen Forderungen nur 80 Prozent , bei den
Forderungen der deutschen Grobreedereien zunächst
nur 30 Proz . Es werden wohl noch mehrere Monate
vergehen , bis es zu den tatsächlichen Auszahlungen
kommt , und es wird eine Reihe Jahre dauern, bis diese
abgewickelt sind. Die Großbanken berechnen hie ihnen
nun wieder zufließenden Beträge auf 130 Millionen
Reichsmark , dabei handelt es sich in der Hauptsache um
beschlagnahmte Kundenkonten . Erheblich sind auch die
Freigabeforderungen der deutschen Industrie für be¬
schlagnahmte Werke und Patente . Die Forderungen
der Reedereien , soweit die Werte nicht in die Hände
des Treuhänders , sondern der Benutzung durch den
Staat zugeführt wurden , sind auf die Höchstsumme von
100 Millionen Dollar begrenzt . Hiervon wird nur die
Hälfte zunächst freigegeben . Von dem sonstigest Gesamt¬
bestand werden , wie gesagt , nur 80 Proz . freigegeben ,
die restlichen 20 Proz . mit Zinsen , dienen zunächst dqx
Befriedignng der Forderungen amerikanischer Staats¬
angehöriger au das Deutsche Reich . Durch die Neu -
regelung wird sich die deutsche Zahlungsbilanz verbes¬
sern. Der neue, wenn auch langsam erfolgende Kapital¬
zustrom , wird sich sicher günstig bemerkbar machen, zu-
mal bis zur endgültigen Auszahlung dadurch neue
Kreditmöglichkeiten erschlossen werden. Freilich werden
jetzt schon manche Forderungen durch Kredite vorweg¬
genommen sein, auch manches nicht liquidiertes Eigen¬
tum wird deutscher Besitz in Amerika bleiben.

*

Der Konflikt i« der Metallindustrie hat nun die Ver¬
bindlichkeitserklärung der Schiedssprüche . für Mittel¬
deutschland gebracht, nachdem der Schiedsspruch von bei¬
den Seiten abgelehnt worden war . Der Schiedsspruch
sieht u . a . eine Erhöhung des Spitzenlohnes für Fach¬
arbeiter um 5 auf 80 die Stunde vor , wäh¬
rend die Arbeitnehmer eine Erhöhung um 15 ge¬
fordert hatten . Die neuerlichen Erklärungen auf beiden
Seiten ließen zunächst nicht erkennen, ob durch die Ver -
bindlichkeitserkläruug der Arbeitsfriede nun gesichert
wird . Von dem Konflitt in Mitteldeutschland ging be¬
kanntlich die Androhung der Gesamtaussperrung von
800 000 Metallarbeitern in Deutschland aus . Die Ar¬
beitgeber hatten erklärt, aus der Verbindlichkeitserklä¬
rung alle juristischen Folgerungen ziehen zu wollen , zu¬
gleich aber den Aussperrungstermin vorerst nur ver¬
schoben für den Fall , daß die Arbeiter sich weigerten , in
die Betriebe zurückzukehren . Die Aussperrung würde
sich, so hieß es weiter , dann nicht gegen die Verbindlich¬
keitserklärung , sondern gegen die Fortsetzung des Kamp¬
fes richten. Diesem taktisch geschickten Vorgehen gegen¬
über blieb den Arbeitnehmerorganisationen , in deren
Kreisen zweifellos noch Kampfneigungen sich zeigten ,
nichts übrig , ats die Wiederaufuabme der Arbeit zu
proklamieren . Rach den neneften Meldungen ist die
Wiederaufnahme der Arbeit beute fast überall erfolgt .
Ein Riesenkampf in der für unsere Ausfuhr und Pro »
duktion wichtigsten deutschen Fertigindustrie ist vermie¬
den , der nicht nur für die Beteiligten , sondern für die



Gesamte deutsche Votkswirtschaft schwere Folgen hatte
haben müssen.

*
Die gegenwärtig im Gange befindlichen Lohubrwe -

gunge « werden vor allem deshalb als . so ernste Pro .
bleme angesehen , weil in den kommenden Monaten , in
einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum , nahezu zweiDrittel aller großen Tarifverträge ablaufen , und weil
außerdem die gegenwärtige politische Situation leicht
zu unnötiger und s?hr schädlicher Zuspitzung der Gegen -
sätze führen kann. Der amtliche Schlichtungsapparat
sieht sich unter solchen Umständen vor eine sehr schwere
Probe gestellt , zumal unser Schlichtungswesen , nament¬
lich das System der Zwangsschiedssprüche , seit länge¬
rem Gegenstand einer Kritik von Arbeitgeberseite ist,der man nicht kurzerhand in allen Punkten die Berech-
tigung absprechen kann. Diese Kritik sagt u. a. , daß
in der Praxis die Tätigkeit der Schlichter darauf hin¬
auslaufe , zwischen den Standpunkten von Arbeitneh¬
mern und Arbeitgebern einen Mittelweg zu suchen , wo¬
bei es nicht immer möglich sei, die notwendige Rücksicht
auf die Lage des betreffenden Gewerbes und die Ge-
samtwirtschastslage zu nehmen , daß ferner in der Stel¬
lungnahme und den Forderungen der beiden Seiten
schon immer die Lösung in der Richtung der Mitte
vorausgesehen und demgemäß schon von vornherein ein
Standpunkt eingenommen werde , der mit den entspre¬
chenden Abstrichen und Zugeständnissen rechne . Durch
die Verbindlichkeitserklärung auf solche Weise entstan¬
dener Schiedssprüche werde aber eine Art roher
Zwangswirtschaft in das Lohnproblem hineingebracht,die vielfach volkswirtschaftliche Forderungen , letzten En¬
des auch zum Schaden der Arbestnehnier außer Acht
lasse.

Wenn nun , wie das in der mitteldeutschen Metall -
arbeiterbewegung geschehen ist, sich auch die Arbeitneh¬
mer gegen unser Schlichtungsverfahren aussprechen , —
man darf solche Äußerungen freilich nicht jedesmal auf die
Goldtvage legen — , so ist doch darauf hinzuweisen , daß

, es auch der Arbeitnehmerschaft schwere Kämpfe und
i Verluste erspart hat . Dank wird der Schlichter öffent¬

lich auf keiner Seite ernten , jede Seite wird aus
agitatorischen Gründen bestrebt sein , die Entscheidung
von ihrem Standpunkt aus zu kritisieren . Ob und welche
Reformen möglich und im allgemeinen Interesse wün¬
schenswert sind, diese Frage erscheint noch nicht geklärt.Das Schlichtungswesen soll den letzten Ausweg bilden ,
falls keine freie Einigung unter den Parteien möglich
ist. Wenn man sich beiderseits über „Vergewaltigung "
beklagt, wie das in Mitteldeutschland geschehen ist, dann
darf man auch die Ursache einer solchen Klage nicht
übersehen , den vielfach leider nur in geringem Maße
vorhandenen guten Willen , zu freier Verständigung zu
gelangen .

Die dieser Tage von der Vereinigung der deutschen
Arbeitgeberverbände vorgelegte Denkschrift, die übrigens
streng sachlich gehallen ist, weist darauf hin , daß es
erstes volkswirtschaftliches Gebot für Deutschland
fei , die Tendenz zur Senkung der Selbstkosten weiter
innezuhatten . Die bisherige aufsteigende Lohnentwick¬
lung sei durch die rasche und gründliche Rationalsirrung
ermöglicht worden . Der Umstellungsprozeß steht nun
aber wachsenden Hemmungen gegenüber und ein Ab¬
sinken der Konjunktur ziehe die Bremse bei der Lohnent¬
wicklung immer stärker an . Von gewerkschaftlicherSeite
wird heute der Lohnkampf als das Problem der Ver¬
teilung des in der betreffenden Industrie erzielten Nut¬
zens angesehen . Von Arbeitgeberseite wird demgegen¬
über erklärt, daß eine solche Theorie gegebenenfalls auch
einen Lohnabbau erfordere . Zudem dürfe auch nicht die
Wichtigkeit der Bildung von Eigenkapital vergessen wer¬
den, da hohe Zinsen für aufgenommene Kredite die
Produktion naturgemäß verteuern und die Besserung
der Arbeitsbedingungen erschweren. Es sei gefährlich,
alles , weil dies populär ist, durch die rosige Brille zu
sehen. Wurden doch z . B . in der vorigen Woche in
dem viel reicheren Industrieland England in der dor-
tigen Baumwollindurstie Lohnherabsetzungen mit gleich-

» zeitiger Arbeitszeitvermehrung angekündigt . *
*

*

Der Prozeß gegen die Hromada
WTB . Warschau, 24 . Febr . (Tel . l Gestern hat , wie ange¬

kündigt, der Rirfenprazrtz gegen die weißrussische national¬
radikale Organisation Hromada begonnen . Auf der Anklage¬bank sitzen insgesamt 56 Personen . In der Anklageschrift wird
die Hromada beschuldigt , das Ziel verfolgt zu haben , auf dem
Wege eines bewaffneten Aufstandes die nordöstlichen Wojwod-
fchaften der polnischen Republik, also Polnisch-Weißrutzland,der Rätrunion anzugliedern . Weiter behauptet die Anklage,
daß di« Hromada auch Spionage zugunsten Sowjetruhlands
getrieben habe. Die Zahl der Zeugen , die gestern in Gruppen
zu je 50 Mann vereidigt wurden , beträgt 650 .

Die Beisetzung des Earl »f Erroll . In Koblenz fand amDonnerstag die feierliche Beisetzung des englischen Delegiertender interalliierten Rheinlandkommission, Earl »f Erroll (früherLord Kilmarnock) statt . Hinter dem Sarge , der, mit der eng¬lischen Flagge bedeckt, auf einer Lafette ruhte , ging der Reichs-kommifsär für die besetzten Gebiete. Frhr . Langwerth v. Sim -« ern mit seinem Beamtenstab . Dann folgten die Rheinland -oberkomMission , die Angehörigen des Verstorbenen . Offiziereund Angehörige der Besatzungsarmee . Französische Mann -schäften bildeten Spalier .
Die Zallvarlage iu der französischen Kammer . Die fran -»»stsche Kammer nahm am Donnerstag Artikel 2 der Zoll-Vorlage an. der lautet : „Der Präsident der Republik wirdermächtigt , das am 17 . August 1927 zwischen Deutschland»Ttb Frankreich unterzeichnet« Handelsabkommen zu ratifi -Gieren. -

politische Neuigkeiten
Ttt NachtragSrtal des Reiches

Der - RachtragSetat für das lausende Etatsjahr , der in Höhevon etwa einer halben Milliarde Reichsmark bereits iney»fach nngekündigt morde » ist, ist. wie das „B . T .
" meldet, jetztden, Reichsrat zugeleitet . Ein Posten dieses Nachtrags« lnlssieht «ine einmalige Ausgabe in HAje von sieben MillionenReichsmark beim Etat der allgemeinen Finanzverlvaltung fürdie Abwickelung der „ilierpflichtnngen betreffend die PhoebuS-Film -A .-G ." vor. Weitere Verbindlichkeiten in Höhe von3,2 Millionen werden noch augekündigt . Im übrigen enthältder Nachtragsetat für die Gehalts - und Lohnerhöhungen , so¬wie die Erhöhung der Ruhegehälter und Kriegsrenten ins¬gesamt 172 Millionen Reichsmark. Für die Barzahlung nachdem Kriegsschädenschluhgrsetz sind die bereits vielfach ange¬kündigten 160 Millionen angefetzt, Grenzgebiete erscheinenmit 81 Millionen , die verschiedene » sozialen und wirtschaft¬lichen Hilfs - und Notstandsmaßnahmen mit 50 Millionen .Di « Durchführung deS AnleihrablösungsgesetzeS erfordertnoch weitere 44 Millionen , für die Abgeltung von Länder¬

ansprüchen find 56 Millionen eingestellt . Die sonstigen Aus¬
gaben der einzelnen Ministerien betragen rund 25 Millionen ,zu denen die 7 Millionen Phoebus -Zahluuge » hinzutreten .Ferner enthält der Gesetzentwurf die formelle Garantiedes Reiches für « inen Betrag von 225 Millionen Borzugs ,aktien der Reichsbahn, 12 Millionen '“Ml Garantie zur Ratio¬
nalisierung industrieller Betriebe in besonders gefährdetenGrenzgebieten und 3,5 Millionen Garantie zur Beschaffungvon Düngemitteln für die von lliuvetterschäden betroffenenGebiete Pommerns . Bon den Ausgaben entfallen 526,5 Mil¬lionen Reichsmark auf die fortdauernden Ausgaben und
170,5 Millionen Reichsmark auf di« einmaligen , von denen
jedoch nur 15,5 den Etat belasten, da den einmaligen Mehr¬ausgaben in Höhe von 170 Millionen Reichsmark 156 Mil¬lionen Reichsmark Ersparnisse beim Reichsarbeitsministeriumgegenüberstehen . Der außerordentliche Etat ist im Nachtragnicht vertreten .

Der Reichsrat
hielt am Donnerstag unter dem Borsitz des Reichsinnenurini -
sterS Keudrll eine Sitzung ab. Die vom Wohnungsausschnßund Haushaltsausschnß des Reichstags eingebrachte und vom
Reichstag Ungenommene Vorlage auf Kreditgewährung zurFörderung des Kleinwohnungsbanes wurde an den Ausschuß
zurückverwiesen. Gegen die Zurückverweisung nahm der Ver¬
treter des Reichsarbeitsministers Stellung mit der Erklärung ,die Reichsregierung halte es für selbstverständlich, daß mitallen Mitteln darauf hingewirkt werde, daß die Bau - und
Bodenbank die Kredite , die durch die Reichsbürgschaft gesichertsind, nicht dazu benutzt, um die WohnungSpolitik der Länder
irgendwie zu durchkreuzen. Die Reichsregierung lehnt es aberab , Maßnahmen zu treffen , die im Endergebnis dazu führen ,daß der Wohnungsbau auf Monate hinaus verschoben wird.Vom Vertreter Preußens wurde demgegenüber erklärt , di«
Zurückverweisuug an den Ausschuß bedeute nur eine Verschie¬bung der Erledigung um acht Tage . Es soll nur für eine rich¬tige Verteilung der verfügbaren Mittel gesorgt werden . Am28. Februar findet in Bamberg eine Besprechung der Länderüber das Wohnungsprogramm statt . Die Vorlage wurde dann
an den Ausschuß zurückverwiesen.

Der afghanische Königsbesuch
Reichskanzler Or. Marx und Gemahlin gaben Donnerstagabend zu Ehren des afghanischen KönigspaareS in Berlin einDiner , bei dem beiderseits herzliche Trinksprüche gehaltenwurden . Mittags weilt« das Königspaar beim Reichstags¬präsidenten Löbe, der ein Frühstück gab.Der König, der in Paris am Grabe des unbekannten Sol¬daten «inen Kranz niedergelegt hatte , sprach den Wunschaus , in Berlin auch das Andenken der deutschen Kriegsgefal¬lenen auf die gleiche Weise zu ehren . Auf Anregung der

Reichsregierung hat deshalb der preußische MinisterpräsidentOr. Braun den König in das Zeughaus geladen . Dort wurde
er vom Reichspräsidenten und dem preußischen Ministerpräsi¬denten begrüßt . In der Gedenkhalle, di« der Erinnerungan die gefallenen deutschen Soldaten geweiht ist , legte der
Könitz «inen Kranz nieder , der Schleifen in den afghanischenund in den deutschen Reichssarben trug . An die Kranznie¬
derlegung schloß sich ein kurzer Rundgang durch die Räume
des Zeughauses an . An dem feierlichen Akt nahmen u . a.die Reichsminister , die preußischen Staatsminister mit ihren
Staatssekretären , die Mitglieder des Reichsrates , die Präsi¬denten des Reichstages , des Landtages , der apostolische Nun¬
tius Pacelli , der Chef der Heeresleitung , General Hebe, der
Chef der Marineleitung , Admiral Zenker, und zahlreiche an¬dere Herren teil .

*
WTB . Berlin , 24 . Febr . (Tel .) Heute mittag hat die Reichs¬

hauptstadt als solche, dem afghanischen Königspaar durch die
städtischen Körperschaften einen festlichen Empfang bereitet .
Punkt 12 Uhr trafen die Gäste im Rathaus ein . Im Stadt¬
verordnetensitzungssaal begrüßte Oberbürgermeister Böß die
Gäste und führte u . a . aus : Mit höchster Achtung haben wir
von der erfolgreichen fortschrittlichen Organisation der afghani¬
schen Städte , von der modernen Arbeit im Reich der Afgha¬nen auf dem Gebiete des Städtebaues , des Verkehrswesens ,des Schul- und Krankenhauswesens und von so vielfacheranderer Kulturarbeit , besonders aber von der Errichtung der
neuen Reichshauptstadt erfahren . Mit Genugtuung und Stolz
darf ich hervorheben, daß zahlreiche deutsche Fachleute zurMitarbeit berufen wurden . Nachdem die Rede, die mit der
Überreichung deS Geschenkbuches endete, in das afghanische
übertragen war , antwortete der König, besten Rede ins
Deutsche übertragen wurde . DaS Königspaar und das Ge¬
folge trug sich darauf in daS „Goldene Buch" der Stadt ein .Die Reden waren umrahmt von musikalischen Darbietungen .Beim Frühstück im Festsaal richtete der Oberbiiraermeister
nochmals einige kurze Begrüßungsworte an die Gäste, schloßmit einem Hoch auf den König und sein Land . Das Orchesterspielt« die afghanische Hymne. Auf die Antwort des Königsfolgte deren Übersetzung und das Deutschlandlied. Nach Been¬
digung der Tafel begaben sich die Gäste in den Stadtverord¬
netenfitzungssaal , wo der Schwarzmeiersche Kinderchor inzwi¬schen Aufstellung genommen hatte und dem Königspaare einigeVolkslieder vortrug .

Das beutsch -französtschr Saarabkommrn . über den InhaltdeS am Donnerstag in Paris Unterzeichneten deutsch -fran¬zösischen Saarabkommens wird der französischen Presse mit¬
geteilt : Das Abkommen enthält vier Listen oeutscher Produkt «,die in das Saargebiet «ingeführt werden unter Bedingungen ,die alle Garantien gegen den Weilerexport dieser Produktenach Frankreich ergeben . Ebenso sind vier Listen für die
Ausfuhr saarländischer Produkt« nach Deuffchland , nament¬
lich für metallurgische Waren , Keramik - und Glaswaren auf¬gestellt worden , die also ihren normalen Absatzmarkt nachDeutschland hin behalten .

Kundgebung für Südtiral . Die heutige Sitzung deS öster¬reichischen Nationalrates gestaltete fich zu einer einmütigenKundgebung des ganzen HauseS für die Stammesbrüder inden von Österreich abgetrennten deutschen Gebietsteilen .

Der Bayerische Bau <rnbu«d ttufc We
Besold uugSreg el««g

Gegenüber einer Meldung, " daß im Zusammenhang mstde» Besprechungen inneichalb der Koalitionsparteien über di«Bcsolduugsncuregeluns in Bayern MeinnngSvrrschiedentzeiirueiitstandcn seien , die zu einer vorzeitigen Landtagsaustösunafuhren könnten, erk.'ärt die „Balserische StaatSzeitung ". daßeine solche Lösung ivemg wahrscheinlich ist. zumal ja dergegenwärtige Landtag ohnehin in kurzer Frist sein natürlichesEnde findet . Tie erwähnten Meinuirgsverschiedenheitenhabe» ihren Grund iu der Stellungnahme des BayerischenBauernbundes gegen die Regierungsvorlage . Der BayerischeBauernbund will nur der Aufbesserung der Gehälter der un¬teren und mittleren Beamten zustimmen , nicht aber jenerder höheren Beamten . Von der Regierung wurde demgegen¬über geltend gemacht, daß inan nicht zweierlei Recht für die^ " mt« n schaffen ^ könne . Auch die Koalitionsbesprechungenam Donnerstag führten zu keiner Einigung , da der Bauern¬bund erklärte , seinen bisherigen Standpunkt aufrecht¬zuerhalten .
Die ofsizielle „Bayerische Volkspartei -Korrespondenz " ver¬öffentlicht nunmehr ein« Erklärung , die besagt, daß ein Be-harren des Bauernbundes auf seinem Standpunkt « dasScheitern des Besoldungsgesetzes, aber auch die Vernichtungder bestehenden Regieriingskoalition bedeuten würde . Ineiner Erklärung des Bayerischen Bcamtenbundes über eine

etwaige Verzögerung der Besoldungsneuregelung fordert die¬ser mit allein Nachdruck , daß nun endlich auch in Bayern derReglernugsentwurf im Landtag eingebracht und von diese «raschest verabschiedet wird . '
Die Arbeiten des Sicherfteitskomttees

Das Sicherheitskomitee hat Donnerstag nachmittag inGenf mit der kapitelweisen Beratung der Prager Bericht«über das Scknedsproblem und die Sicherheitsfrnge begonrien.Bei der Aussprache über die TchiedSverträge lehnte der eng¬lische Delegierte für sein Land den Beitritt zu einem allge-meineu Schiedsabkommeu sehr' bestinnnt ab und erklärte , erglaube , daß die Mehrheit des Komitees gegen den Abschlußeines Kollektivvertrageö sei und zweiseitige oder mehrseitigeSchiedsverträge vorziehc. Eine weitere Bemerkung gabStaatssekretär z . D., v. Sims »», Anlaß zur Bekräftigungder deutschen Auffassung, daß jedtveder Regionalvertrag derSache des Friedens nur daun dienen kann, wenn er in vollerFreiheit und ahne irgendwelchen Druck zustandekommt.
Die Kommission für Kalastropyenftilke

Für die Frage des Nothilfe -Verbandes hatte die letzteVötkerbundsversammlung die Bildung eines kleinen Aus¬
schusses zur Erstattung von Vorschlägen und zur ständigenBeratung einzelner Fragen des WefthilfeverbandeS « inzu¬setzen . Unter Vorsitz deS früheren RcichsinnenministersDri Külz ist zu diesem Zweck eine Kommission zusammen¬getreten , auf der vertreten waren das internationale Komiteevom Roten Kreuz , di« Liga der Rotkreuz - Gesellschaften undaußerdem Frankreich , Belgien und Schweden als Mitglie¬der der bisherigen Studienkommission . Reichsminister a . D.Külz» führte u . a . aus : Unsere Aufgabe erblicke ich darin ,der praktischen Durchführung >des beschlossenen Werkes di«Wege weiter zu ebne» . Wie die tatkräftige Unierstützuug^urch den Völkerbund, so ist für die Realisierung des (»Gedan¬kens des Welthilfsverbandes die starke und aktive Mitarbeitdes Roten Kreuzes unentbehrlich . Die Konferenz beschloß ,den Völkerbund erneut um sein nachhaltiges Interesse undsein Patronat für den Welthilfsverband zu ersuchen uni dieRotkreuz -Orgauisationen mn ihre geschlossene und gemein¬schaftliche Mithilfe zu bitten .
Ein Riesenprozetz wegen Beamtenbeftechung
Ein Rieseiiprozeß wegeii Beamtenbestechung beginiit a >nnächsten Montag , 27 . Februar vor dem Landgericht Franken -thal (Pfalz ). Angeklagt ist der Fabrikant Albert Wagner ansLudwigshafen wegen aktiver Beamtenbestechung, sowie 14seiner Helfer^ meist Reichsbeamte, wegen passiver Bestechung.Albert Wagner , ein ehemaliger Maurermeister , hat es ver¬standen, seit 1920 sich durch großzügige Spekulationen und un¬lautere Machenschaften ein gewaltiges Vermögen zu erwerben ,indem er meist Bauaufträge mit minderwertigem Material

ausführte und sich die Zuwendung der Submission trotz seinerenorm hohen Preise sicherte . Seine Geschäfte erstreckten sichüber das ganze Reich ; besonders in Halle, Berlin , Kiel hatteer einen Mitarbeiterstab , den er sich durch hohe Bestechungs¬gelder, prozentuale Gewinnbeteiligung und Geschenke gefügigmachte. Einzelne Geschenke betrugen bis zu 20000 M ( . Die
Hauptgeschädigten sind die Leunaiverke der J .-G .-Farbenindu -strie, die Reichsvermögensverwaltung und die RcichSpost . 87
Zeugen , 4 Sachverständige und 17 Rechtsanwälte als V0ctei»
diger werden zu dem Prozeß erscheinen. '
DaS amtliche Ergebnis der japanischen Wahlen

Nach den jetzt vorliegenden amtlichen Ergebnissen sind teiden japanischen Parlamentswahlen vom Soiintag 215 Konser¬vative (Seihukai ), 212 Liberale (Minseito ), 16 Unabhängige ,8 Proletarier , 4 Vertreter der Kaufmannspartei und 3 Re-
formparteiler gewählt worden. Die noch ausstehenden Ergeb -
nisse der Lutschauinseln (acht Mandate ) werden das Gesamt¬ergebnis nicht wesentlich beeinflussen.

Die Londoner Blätter betonen in Telegrammen aus Tokio,daß die japanischen Wahlen ergeben hätten , daß die Regier «» !rm Parlament ohne Mehrheit sei, da die liberale Oppositionüber 218 , die Regierungspartei über 217 , die Arbeiter über 8,die Unabhängigen über 15 und die übrigen beiden Parteienüber je 4 Sitze verfügen . Die Arbeitermitglieder würden die
Zunge an der Wage sein . Das Kabinett werde daher vielleichtbald zurücktreten.

Nach weiteren Meldungen stehen zur Zeit sowohl die Libe¬ralen wie die'
Konservativen in Verhandlungen mit den Unab¬

hängigen , um deren Unterstützung zu erreichen.

Der Borstand der Deutschen Demokratischen Partei ist aufDienstag , den 6 . März , nach Berlin «inberufen worden . Aufder Tagesordnung stehen folgende drei Punkte : 1 . Wahlvor¬
bereitung . 2. Politische Lage. 3 . Verschiedenes. Da der
Reichstag bis zu dem Termin der Vorstandssitzung bereits
eine Woche wieder zusammen ist, wird sich bis dahin viel¬
leicht schon erkennen lassen, ob die Durchführung des Not¬
programms möglich ist. Der Vorstand tritt also, wie das
„B . T ." bemerkt, in einem Augenblick zusammen , der ihm
nicht nur vor eine politisch durchsichtige Situation , sondern
vielleicht auch vor die Notwendigkeit wichtiger Entscheidungen
stellt.

Schwere Beschuldigungen gegen einen Staatsanwalt . Wie
die „Voss. Ztg .

" erfährt , beschäftigt sich der Oberstaatsanwaltbeim Landgericht Berlin I mit der Prüfung schwerer Beschul¬
digungen , die gegen Staatsanwaltschaftsrat Flink , der in der
Berliner Gesellschaft eine Rolle spielte . Es liegt gegen ihnder Verdacht schwerer Unregelmäßigkeiten bei der Aktenbear¬
beitung vor. Den ersten Anstoß zu der Untersuchung gegen
ihn gab die Anzeige der Befitzerin eines Schuhgeschäftes.
Flink hatte mit ihr einen Vertrag abgeschlossen , wonach er
sich verpflichtete, ihr bei der Durchführung einiger Strafver¬
fahren gegen Honorar behilflich zu sein.

II



Badischer Teil
Annadme der Vcsoldungsvorlagen

im Landtag
18. Ditzun,

DZ . Karlsruhe , 28 . Febr .
^ In der Rachmittagssivung geben bei überfüllten Zuhörer ,
tribüncn alle Parteien mit Ausnahme der Kommunisten , der
Wirtschiftlichen Vereinigung und des Landbundes -«stimmende
Erklärungen zur Beseldungsvarlage ab.

Avg . Srubrrt begrüßt die Vorlage namens der Zentrums »
frattion . Damit werde ein schon 1924 gegebenes Versprechen
eingelöst. Durch die Verständigung innerhalb der Parteien sei .
es gelungen , wertvolle Verbesserungen in das Gesetz hinein »
zuarbeiten . Jin Zusammenhang mit der Besoldungsordnnng
hebt der Redner auf die Fürsorge für die Sozialrentner , die
Hilfe für die Landwirtschaft und die Notwendigkeit einer ge¬
rechten Verteilung der Steuerlast , sowie der Verwaltungsve »
einfachung ab . Er schlief; ! : Wir sind überzeugt , daß die Be¬
amtenschaft volles Verständnis für die wirtschaftliche Notlage
der anderen Stände hat und stimmen der Vorlage zu in der
Erkenntnis von der Bedeutung eines berufsfreudigen Beam¬
tenstandes für unser Vaterland . (Beifall im Zentrum .)

Abg . Weißmann (Soz .) gibt eine Erklärung ab des Inhalts :
Die sozialdemokratische Landtagsfraktion stimmt dein Gesetz,
entwurf wie auch der Entschließung zu . Sie habe mit Zustim¬
mung der anderen Parieien erreicht, daß im Interesse der un.
teren Gruppen Höherstufungen und bessere Eingruppierungen
mehrfach erzielt wurden . Drn höheren und mittleren Beam¬
ten konnte sie gleichfalls den Anspruch auf eine entsprechende
Wertung ihrer Dienste nicht versagen . Den Eingaben habe
man volle Aufmerksamkeit geschenkt , leider aber nicht alle
Wünsche erfüllen können. Wenn für die unteren Beamten
nicht mehr erreicht wurde , so trage die Schuld daran der Reichs»
tag, dessen Mehrheit alle diesbezüglichen Anträge abgelehnt
habe. Die Erklärung unterstreicht sodann, daß sich ergebende
Härten durch die 88 36 und 51 ausgeglichen werden sollen.
Dies trifft vor allem zu auf die Überleitung zum Besoldungs .
dienstalter , den Abbau der örtlichen Sonderzuschläge , die Ge¬
währung des Wohnungsgeldzuschusses und der Kinderzulagen ,
die Bestimmungen über die Pensionäre usw . Die vermindert «
Vergütung für die auherplanmätzigen Beamten wird bedauert
und gehofft, daß sie iin allgemeinen nach 5 Jahren in das
planmäßige Beamtenverhältnis übergeführt werden können.
Mit den Ministerialzulagen konnte man sich nicht befreunden .
Der dafür vorgesehene Betrag von 155000 ffil soll nun zur
höheren Eingruppierung der unteren Beamten und Erhöhung
vorgeschlagener Zulagen verwendet werden . An die Regierung
wird zum Schluß das Ersuchen gestellt, die Regelung der Tarif¬
verträge für die badischen Staatsarbeiter und Angestellten,
nachdem sie im Reiche vollzogen ist , auch bei uns vorzunehmen
und zwar recht bald. Die sozialdemokratisch« Fraktion schließt
sich dem Danke an das Finanzministerium für die sorgfältige
Bearbeitung der Vorlage an , die trotz Nichterfüllung mancher
Wünsche einen Schritt nach vorwärts bedeute.

Abg . Hermann erklärt : Die Vertreter der Wirtschaftlichen
Bereinigung können im Hinblick auf die auf dem Mittelstand
ruhende große Steuerlast der BesoldungSordnnng ihre Zu¬
stimmung nicht erteilen . Eine Erhöhung der Gehälter der
unteren und mittleren Beamten war notwendig und erwünscht.
Dagegen sind wir der Meinung , daß eine wesentliche Ermäßi¬
gung der Gruppen der dberen Beamten vorgenommen werden
mutz . Unsere Anträge in dieser Richtung sind im Ausschuß
abgelehnt worden . Ferner halten wir «ine Steuersenkung
durch Kürzung des Etats für notwendig .

Abg . Hertle gibt für den Landbund die Erklärung ab, daß
auch dieser gegen das Gesetz sei aus ähnlichen Gründen wie
die Wirtschaftliche Vereinigung , wobei die Notlage der unteren
und mittleren Beamten durchaus nicht verkannt werde.

Abg . D . Mayer -Karlsruhe erklärt : Die deutschnationalen
Mitglieder der Bürgerlichen Vereinigung werden der Vorlage
in der Auffassung zustimmen , einige Abgeordnete sich in dem
einen oder anderen Punkte allerdings der Stimme enthalten .
Möge diese Vorlage dazu beitragen , daß es dem Bolksganzen
leichter fällt , die Not der Zeit zu tragen , indem sich die Privat¬
wirtschaft hinsichtlich der Ansprüche auf Gewinn und Verdienst
in erträglichen Bahnen hält . Wir hätten gewünscht, daß die
Spannung zwischen A 1 und 2 verringert worden wäre . Daß
da und dort Verbesserungen der unteren Stufen möglich wur¬
den , findet unseren besonderen Beifall . Erfreulich ist auch die
Beseitigung der Schlüsselung. Die Jugendrichter und verschie -
dene andere Kategorien haben leider nicht di« gebührende Be¬
wertung gefunden . Wenn wir der Vorlage zustimmen , so ge¬
schieht es, weil sie gegenüber dem bisherigen Zustand einen
nicht zu bestreitenden Fortschritt bedeutet und weil etwas ge¬
schehen muhte . Es ist richtig, daß die freien Berufe unter
fortschreitender Steuerlast seufzen . Der Redner schließt mtt
dem Wunsche , daß das überparteiliche Werk der Besoldungs .
ordnung zum Segen für die Beamtenschaft und unser Land
ausschlagen möge .

Abg . Bauer führt für die Deutsche Bolkspartet aus : Für
unsre Stellungnahme als Oppositionspartei war nur die sach¬
liche Beurteilung maßgebend . Jede weitere Steigerung des
Steuerdrucks wäre untragbar . Bei Besserung der Finanzlage
sei zu hoffen, daß mehr für die Pensionäre getan wird und
auch eine sozialere Gestaltung der Kinderzuschläge erfolgt .
Zu ' begrüßen sei der Verzicht auf Rückzahlungen, wenn die
bisher gewährten Vorschüffe die zustehenden Bezüge überschrei¬
ten . Wir verkennen nicht , daß auch künftig manche Klagen
laut werden mögen. Wir waren bestrebt, dem Leistungsprin .
zip in der Besoldungsordnnng Einfluß zu verschaffen. Der
Redner gibt der Freude Ausdruck, daß sich fast alle Parteien
auf einer gemeinsamen Basis zusammengefunden haben . Die
gegenwärtige Vorlage sei im Hinblick aus die schweren finan -
ziellen Opfer , die das Land zu bringen hat . «ine Tat .

Abg . Hofheinz verliest fiir die Demokraten eine Erklärung ,
wonach seine Partei am Berufsbeamtentum als einer wesent¬
lichen Stütze des Mutigen Staates festhalte . Starke Bedenken
habe man gegen die Vorschriften des § 47, die einen neuen
mechanischen Stellenabbau vorsehen. Einsparungen im wei¬
teren Umfange seien nur durch die Vereinfachung der Staats¬
verwaltung zu erwarten , die ihre volle Auswirkung in dem
von der Deutsch- demokratischen Partei geforderten gegliederten
Einheitsstaat habe. Die jetzige Erhöhung der Beamtenbezüge
hielten die Demokraten für eine Staatsnotwendigkeit . Es
handle sich um eine Angleichung der Bezüge an die seit der
letzten Besoldungsneurcgelung von 1924 wesentlich geänderten
Lebensbedingnngen des Volkes. Daß nicht auch den Ruhe¬
standsbeamten die Bezüge voll gewährt werden , sei zu bedau¬
ern . Weiterhin warte man noch immer auf das neue Be¬
amtenrecht, insbesondere auf eine Neuregelung des Dienst¬
strafrechts und des Beamtenvertretungsgesetzes . Daß bei der
badischen Besoldungsregelung die Reichsregelung zugrunde
gelegt wurde , sei zu billigen . Man hätte im Vorgehen des
Reiches allerdings eine wesentlich stärkere Betonung des so¬
zialen Charakters gewünscht. Weiter wird bedauert , daß das
Reichsbesoldungsgesetz eine starke Tendenz zeigt, die sozialen

Gehaltsteile abzubauen . Die Demokraten stimmten im übri¬
gen den vom Haushallsausschuh vorgekegten Anträgen zu in
der Hoffnung , daß das neue Gesetzgebungswerk nicht nur derj
Beamten , sondern auch dem Staate und damit dem Volks»
ganzen zum Wohl« gereichen möge .

Den kommunistischen Standpunkt vertritt der Abg . Leckleiter.
Er meint , was die unteren Beamten jetzt bekäme» , sei nichts
anderes als ein schr bescheidenes Almosen. Der Redner
begründet dann die von der kommunistischenGruppe gestellten
Abänderungsanträge . (Die Besetzung des Hauses wird
schwacher und schwächer. Zeitweise — um 547' Uhr — sind mit
m n Präsidiums kaum 15 Abgeordnete anwesend .)
Der Redner schließt , eine soziale Ungerechtigkeit, wie sie die
Vorlage darstelle, verdiene ein glattes Rein .

Damit ist die allgemeine Aussprache beendet.
Die Berichterstatter verzichten auf das Schlußwort .
Morgen Freitag 9 Uhr Einzelberatung , Wahl der ehren¬

amtlichen Mitglieder des Finanzgerichts und sonstige Anträge .
Schluß 547 Uhr.

★
,

Am ! Abend folgte der Landtag einer Einladung des Ministers
für Kultus und Unterricht zum Besuche des LandeSthraterS ,
wo das musikalische Volksdrarna „Boris Godunow " von P . M .
Mussorgski zur Aufführung gelangte.

19. Sitzung
DZ . Karlsruhe , 24 . Febr .

Präsident Dr. Baumgartner eröffnet die Sitzung mit der
Mitteilung , daß ein Gesetzentwurf über die Änderung des
Ortskirchenftenergesetzes eingegangen sei .

Vor Eintritt in die Tagesordnung wird von Ministerial¬
rat Schach ein« Kurze Anfrage des Abg . Dr. Schmitthenner
(Bürg . Vgg . ) des Inhalts beantwortet :

Reichswehrminister Grüner hat bei Beratung des Heeres¬
etats im Haushaltsausschutz des Reichstages erklärt , das
Reichsbanner Schwarz-Rat -Gald habe politischen Charakter .
Hält danach die badische Regierung immer noch an ihrer un¬
haltbaren Auffassung, daß das Reichsbanner eine unpolitische
Organisation sei, fest ?

Der Regierungsvertrrter erklärt namens des Innenministers :
Eine amtliche Mitteilung über die Auslassungen des Reichs¬
wehrministers liegt nicht vor. Die Regierung ist daher nicht
in der Lage, eine Meinungsäußerung hierüber zu geben.
(Heiterkeit in den Reihen der Regierungsparteien . )

Das Haus tritt dann in
die Etnzelberatung des Besoldungsgesetzes

ein.
Die einzelnen Paragraphen werden ohne Wortmeldungen

unter Ablehnung aller kommunisttschen Anträge , 57 an der
Zahl , in der Ausschußfassung mit Mehrheiten von 40 bis 47
Stimmen angenommen.

Bei der Gesamtabstimmnng über das
Besoldungsgesetz

ergibt sich dessen Annahme in erster Lesung mit 46 gegen
3 kommunistische Stimmen . Die Abgeordneten von Au, Her¬
mann , Hertle und Lang von der Bürgerlichen Vereinigung
üben Stimmenthaltung .

Glatt vollzieht sich auch die Beratung der
Besoldungsordnnng .

Die kommunistischen Abänderungsanträge werden wiederum
abgelehnt, den Äusschußbeschlüffen mit Mehrheiten bis zu k6
Stimmen zugestimmt. (Das Haus ist inzwischen besser besetzt ;
auch die Tribüne füllt sich langsam .)

Die Besoldungsordnnng im ganzen wird mit 62 Stimmen
angenommen.

Dagegen stimmen 8 Abgeordnete: di« 4 Kommunisten und
di« Abgeordneten von Au , Hermann , Hertle und Lang von
der Bürgerlichen Bereinigung .

Zur zweiten Lesung gibt Abg . Lechleiter eine scharfe schrift¬
liche Erklärung der Kommunisten ab , worin die jetzt beschlos¬
sene Vorlage als ein „Klassengesetz " bezeichnet und abgelrhnt
wird.

Abstimmungsverhältnis in der zweiten Lesung :
Besoldungsgesetz: 52 dafür , 4 dagegen, 4 Enthaltungen .
Besoldungsordnung : 52 dafür , 8 dagegen, keine Enthaltun¬

gen. Die Mehrheit erklärt sich ferner für die Dringlichkeit des
Gesetzes.

Es folgt die Abstimmung über die
Entschließung

des Haushaltsausschuffes zu Ziffer 4 (betr . Stellenbesetzuug ).

Frau Abg . Rigel (Ztr .) gibt für die Frauen des Hauses eine
Erklärung ab , worin die Erwartung ausgesprochen wird, daß
dieser Teil der Entschließung in seiner Auswirkung nicht eine
Schädigung und Zurückdrängung der weiblichen Beamten be¬
deutet .

Abg . Hofheinz (Dem. ) betont als Berichterstatter , daß im
Ausschuß keinerlei Absicht bestand, eine Doppeibehandlung der
weiblichen und männlichen Beamten herzustellen . Eine solche
Auffassung hieße der Entschließung unrecht tun .

Die bereits mitgeteilte Entschließung , ergänzt durch dt»
ebenfalls bekannten Zusatzantrag , wird darauf Ziffer für Zif¬
fer jeweils mit großer Mehrheit , wenn nicht einstimmig ange¬
nommen.

Die zur Materie vorliegenden rund 100 Gesuche werden für
erledigt erklärt .

Nach Abschluß der Beratung spricht der Präsident dem Fi¬
nanzminister und seinen Referenten für die Bearbeitung der
Vorlage den Tank des Hauses aus . (Beifall bei der Mehr¬
heit . )

Es folgt die Beratung eines gemeinsamen Antrages oer
Bürgerlichen Vereinigung und Deutschen Volkspartei betr .

den Bolkstrauertag .
Es wird darin verlangt , daß, solange eine reichsgesetzliche Re¬
gelung nicht besteht, der Volkstrauertag durch landesgesetzliche
Verordnung als gebotener Festtag erklärt wird .

Der Antrag des Ausschusses für Rechtspflege und Verwal¬
tung geht dahin, obigen Antrag durch die Regierungserklärung
für dieses Jahr als erledigt zu erklären .

Abg . Bauer <D . Bpt .) hätte gewünscht, daß Baden in dieser
Frage selbständig vorgeht. Gerade wir als Grenzland müßten
zeigen, wie ernst bei uns der Volksttauertag genommen wird .
Sollte es bis zum nächsten Fahre zu keiner reichSgesetzlichen
Regelung kommen , so wolle die Regierung eine entsprechende
Verordnung entweder allein oder im Benehmen mit den Nach¬
barländern erlassen. »

Abg . D. Mayer -Karlsruhe (Bürg . Vereinigung ) unterstreicht
die Auffassung des Vorredners . Es sei notwendig , auch dem
Volkstrauertag den gesetzlichen Schutz zu gewähren , der alle
Veranstaltungen nicht ernster Art an diesem Tage verbietet .
Die Erledigung des Antrages im Ausschuß könne ihn nicht be¬
friedigen.

Der Abg . Bock (Komm.) will den Antrag Ö . Mayer -Bauer
überhaupt erledigt wissen . Damit findet er keinen Anklang .
Das HauS beschließt im Sinue Ml Ausschusses.

letzter Punkt der Tagesordnung ist die zum 1 .
' März fällig »

Wahl der ehrenamtliche» Mitglievrr des Finanzzerichls
Karlsruhe ,

die der Landtag vorzunehmen hat.
Den vom Präsidenten bekannt gegebenen Vorschlägen, wo«

nach die zu Wählenden nach der Stärke der Fraktionen pro»
porttonal verteilt werden, wird zugcstimmt.40 Vertreter haben die Arbeitgeber , 9 die Arbeitnehmer zu
stellen.

Nächste Sitzung unbestimmt.
Sitzungsschluß 5412 Uhr.

Aus der Landeshauptstadt
Das Mausoleum im Fasanrngarten. Die Besichtigung de»

Mausoleums im Jasanengarten ist wieder gestattet. Die Ka¬
pelle birgt die wohlgelungene auS Marmbr von Künstlerhand
gemeißelten Gestalten des Großherzogs Friedrich l . und sei¬
nes Sohnes Ludwig. In letzter Zeit ist nun auch noch ein
Marmorbild der Großherzogin Luise dazugekommen.

Badisches Landesthrater . Am heutigen Freitag , den
24. Februar , geht Gounods Oper „Margarethe " in der Be-
ketzung mit den Dauicu Seibcrlich , Blank und Weiner urd
den Herren Witt , Rühr und Schuster zum drittenmal iit
Szene . Di« musikalische Leitung hat Rudolf Schwarz und
di« szenische Leitung Otto Krauß . — ToniUag, den 26. Fe¬
bruar , findet eine Aufführung der „Meistersinger von Nürn¬
berg " von Richard Wagner statt, unter der musikalischen Lei¬
tung von Josef Krips und der szenischen Leitung von Otto
Krauß . Di« Partie der „Eva " singt Emmy Seiberlich , und
die „Magdalena " Haitsti Weiner . In den männlichen Haupt¬
rollen sind unter aitderem die Herren Lanftotter , Löser,
Schuster , Strack , Weyrauch und Ist. Wucherpfeuuig beschäf¬
tigt . Di« Vorstellung beginnt um 17 Uhr .

Verschiedenes
Strafantrag gegen Zubkvff

Gegen Zubkoff, der sich in einem Berliner Nachtlokal in der
Trunkenheit Ausschreitungen zuschulden kommen ließ , ist
Strafantrag wegen Beleidigung und Körperverletzung gestellt
worden . Ferner stellte die politische Polizei fest , daß Zub -
koffs Paß seit September 1927 keinen gültigen Sichtvermerk
mehr trägt . Das Berliner Polizeipräsidium verhängte eine
Geldstrafe von 300 %)l.

Landung ttdrts auf der Zugspitze
WDB . München, 24 . Febr . (Tel .) Dev Kunstflieger Adel

hat am Donnerstag mittag vom Eibsee aus , der noch « ine
80 Zenttmeter starke Eisdecke aufweist, mit einem 20 PS
Kramm -Daimler -Flugzeug einen Flug auf di« Zugspitze aus¬
geführt . Er ist glatt auf dem „Platt " gelandet und mit
einem Passagier dann neuerdings aufgestiegen, wieder zum
Eibsee hinabaeflogen und auf dem See nach einigen Looping»

Silandet . Uoet bezeichnet die Landungsmöglichkeit auf dem
ugspitzenplatt als außerordentlich günstig.

Dr. Peltzer bei Eoolidge
WDB . Washington , 23 . Febr . (Tel . ) Dr. Peltzer wurde

heute vom deutschen Botschafter dem Präsidenten Coolidge
vorgestellt .
DaS Hochhaus der I . G . Farbenindustrie in Frankfurt a . M.

Di« Philipp Holzmann A .-G . und die Grün und Bilfinger
A.-G . in Mannheim haben die vorbereitenden Erdarbeiter für
das geplante Hochhaus der I . G . Farbenindustrie in Frank¬
furt a . M . übernommen . Die Kanalisationsarbeiten werden
jetzt schon von der Wahtz & Freytag A .-G . in Frankfurt a . M ,
ausgeführt .

Dandel und Mirtsckskt
Berliner Deviseiruotterunge «

24 . Fgr. 23. ffdr.
Geld vrirs «rli» Brtrs

Amsterdam 100 G. 108.33 108.67 168 .50 168 .84
Kopenhagen 100 Kr. 112 .16 112.38 112 .18 112 .40
Italien . . 100 L . 22 .165 22 .205 22 . 175 22 .215
London . . IPfd . 20 .416 20 .456 20.421 20.461
New Uork . 1 D. 4 .1840 1 .1920 4. 1855 4 .1935
Paris . . 100 Fr . 16 .455 16 .495 ' 10.465 16.505
Schweiz . . 100 Fr . 80.57 80 .73 80.575 80.735
Wien 100 Schilling 58 .86 58 .08 58 .97 59 .09
Prag . . 100 Kr. 12.399 12 .419 12 .407 12 .427

Der Londoner Feingoldpreis . Nach einer Bekanntmachung
der Devisenbeschaffungsstelle vom 21 . Februar 1928 betrügt
der Londoner Goldpreis für eine Unze Feingold bis auf wei¬
teres 84 sk 1153 d , bzw . für ein Gramm Feingold 32.777
pence . -

Stastsanzeiger
Polizeiliche Abmeldung zur Reichswehr .

An die Ortspolizeibehörden.
Gelegentlich von Nachforschungen nach angebliche !: Heeres -

aimehöeigen ist wiederholt sestgestellt worden, daß sich die Ge¬
suchten zwar polizeilich zur Reichswehr oder zum Heeresdienst
abgemeldet hatten , ihr Dienstantritt aber tatsächlich nicht er¬
folgt war .

Um für die Folge nach Möglichkeit zu verhüten , daß fin¬
gierte Abnieldungen zur Reichswehr Eingang in die Melde¬
register finden, werden die von den Truppenteilen den Frei¬
willigen zu übersendenden Gestellungsausforderungen künftig
die Anweisung enthalten , daß die Gestellungsaufforderung von
dem Einberufenen persönlich bei seiner polizeilichen Abmel¬
dung der zuständigen Polizeibehörde vorzulegen ist. Die Po¬
lizeibehörde hat die Gestellungsaufforderung mit dem Vermerk
„Abgemeldet" (bajuJDtt , Datum , Bezeichnung der Polizeibe¬
hörde , Unterschrift, Stempel ) zu versehen und gleiö^ eitig auf
dem Meldeblatte des Betreffenden bzw, . in dem Melderegister
den Ort und Truppenteil , von dem die Gestellungsaufforde¬
rung ausgeht , einzutragen . Laufen in Zukunft bei den
Meldestellen Abmeldungen zur Reichswehr ein, bei denen
eine Gestellungsaufforderung nicht vorgelegt worden ist , so find
die Abwanderungsziele in die Melderegistcr und die Abmelde¬
scheine nicht einzutragen . In den Fällen , in denen die Vor¬
lage einer Gestellungsaufforderung bei der polizeilichen Ab -
mckdung unterblieben ist, o. h . also , wenn die Gestellungsauf¬
forderung nicht den Vermerk „Abgcmeldet . Die PolMibe -
hörde " trägt , werden die Polizeibehörden des bisherigen Wohn¬
ortes von dem Truppenteil verständigt werden.

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen , daß die Truppenteile
nach Mitteilung des Reichswehrministeriums gehalten sind,
den Polizeibehörden aus Verlangen über den Aufenthalt
einer Militärperson jederzeit Auskunft zu geben .

Karlsruhe , den 22 . Februar 1928.
Ter Minister des Innern

Wcmirrfe



mmvmxnati
Volt-Veile , weiß 115 cm breit, prim*

Schweiier Ausrttotnng Mtr. 2 .15 1 .95
Voll -BatlSt , reine Wolle, 80 cm br.

schwere e . eUeabeto . . . Mtr. 8,75
Pogetta , reine Wolle, 90 ca breit ‘

eltenbein imk. 4 .00 eckwen 2 .75 1,95
Eustsoidu -Paorafi 70 ca breit

elfenbem u . echwarr ' li . . Mtr . 1 .95
Beuberg -ACer -Seid «, 80 ca breit

eltenbein n . schwere ' >. . . Mtr . 5 .50
Qnf ie China , Ie KUUenran , el¬

fe«bein u. echwen , 100 cm breit 7 .50
Ufe ^ llni , schwäre, 70 cm breit

Meter . . Mtr 6 .00 4 ,7 t
Uidonor Kleider - 8amt , prim*

florfeste Köperware , 80 cm breit
10 .59 70 cm breit 7,50

KomautelkloM , sreiß Voli-VoOe ,
langer Arm, Länge 80 15 .25 9.75 5 .75

KMUUlOlkleU , weiß Popelin,
lang. Arm, Ltn ^e 75 23 .50 16.75 19 .50

KsaunillOllkloU , weiß Wescheeid.,
glettu . gemusvert , Länge 75 10.50 7 .95

Keiiflrmandenkleld , -chwarr
Velvet, lenger Arm 35.CO 26.50 19 .7 5

Konflrmaiiienhleid , schwere
Popel. , lenger Arm 21.50 18.50 14 .75

KontfrmamdenkleM , schwetc
K ’Seide, karger Arm 19.75 r6 .75 79 75

Sdrahe
Knabea-Halbachako und Motel

14. 50 10.50 8 .75■Idcken -Solulr - ad Spangen-
schako . . . 9.75 7 .90 5 .75

Iritckopageueknio 14.50 10.50 7.50
HoBfirmaiiiak 'WäfdK

Qonttnr fHemd and Beinkleid mit
Val. Spfowi) . . . 9 .50Frlnaetrook mit Spitre u. Slickerei-
motiv, Größe 42. 4 .75 8 .95■MdkOMBmit Spitsen od . Stickerei
Große 43 . 3.75 9 .95

Koifinurdoa -LoibchM, Drei! aaf
_ Kordel . 0^40sl .50
Strnapfhaltergflrtelin . 4 Halt . 1.50 0 .75

KoiHraundenkOBdea , Ripseinsetxund Duppelmenscbetten. . . . . 4.90 8 .90■od. Stoknalogokrogoa tttr Konf.
jpr . Mako, 4 tach. 0 .90

Sfehkragon mit Ecken, gar. Mako,4fach . . 0 .45
Konfirmandea -Krawatten . . . . ah 0 .50
Unterhose« tttr Konfirmanden . . . . 1.75
Kopfiraanden -EinMtikenidon . . . 8 .90

BtnmwoQo, 1X1 gestrickt . Paar 1 .85
Eeht ägyptisch Mako , Doppel¬sohle und Hochferse . . . . Paar 1 .45

Strümpfe
Seidenilor, 4 fach versi. Sohle P. 1 .75
Waschseide, I.Wahl , feine Flor¬

gewebe . Paar 8 .50

TasdiCBfficUer
Söcker «i-Tflclier . Stck. 0 .45 0.32 0 .85
Spltzea -T&cbar . . Stck. 0 .65 0 .50 0 .35
Stiekorol -Tftchor m. Schritt St . 0 .4$ 0 .30
Bpttzeii -Wcker mH Schrift St . 0 .75 0,05

Plircn
Taschen -Uhrea . 4 .50 3 .75
Armbanduhren . . . . . . . 13 .50 0 .95

SesawdbftcBcr
. in großer Auswahl

]
Krame

Kommanion- Krinze , mod. Binde¬
art . 4 .50 2 .75 1,60 0 .75

Kerzengarnltnren , dazu pass. 1 50 0 .90
Kerzentüchor , ans Teil u. bestickt

2.80 2.20 1.40 0.95
Kerzenachleiien mit Fransen oder

bedruckt . 2.50 1.75 0,95

KonilrmaiifleibHttfc
In schwarz, blau , grau
4 .90 3 .90

G. BRAUN
(vorm. Q.Brauiuche HofbuchdruckereiundVerlag)

Q . m. b. H .
KARLSRUHE
Karl - Friedrich - Straße 14

fertigt Drucksachen aller Art
förlndustrie , Handel, Behörden
und Private

Kurze Lieferfristen
Preise mäßig

Das Schwurgericht Offenburg Hat in der Sitzungvom 21 .125 . Juli 1927 für Recht erkannt :
Der Angeklagte Kaufmann Hermann Brie aus Jühnde ,

zuletzt wohnhaft in Kehl , wird wegen Verbrechens
gegen §ß 12 Abs . 1 Ziffer H und Abs . 3,13 des Rah .
rungsmittelgesetzeS vom 14. Mai 1879 unter Anrech ,
nung von 1 Jahr erlittener Untersuchungshaft zu einer
Zuchthausstrafe von elf Jahren verurteilt - Dem An .
geklagten werden die bürgerlichen Ehrenrechte auf die
Dauer von 5 Jahre « aberkannt . Zugleich wird gegenden Angeklagten auf Zulässigkeit von Polizeiaufsichterkannt . Die von dem Angeklagten unter der Be .
Zeichnung „ Neutraler Branntwein ". Reiner Monopol¬
sprit ", „ Hochprozenttger Sprit " oder ähnlichen Be .
Nennungen verkauften und in Verkehr gebrachten
Mengen von Methylalkohol fMethanol ) und alle solchen
Methylalkohol enthaltenden Zubereitungen von Trink ,
branntwein werden eingezogen .

Dies veröffentticht : M .593
Offenburg , den 20 . Februar 1928 .

Ltaatsauwultschaft :
Der Oberstaatsanwalt - _

175

Gesuch ber LaudeShauptstadt
ruhe um wafferpoltzetltche « eireymtgung
zur EutwLfferuug des Stadtteils Dax .
laude « .

Die Landeshauptstadt Karlsruhe hat um die waffer »
polizeiliche Genehmigung zur Entwässerung des Stadt ,
teils Daxlanden nachgesucht .

Das Nähere ergibt sich aus der Beschreibung und
den Plänen , die bis zum 15 . März 1928 auf dem
Bezirksamt hier — Zimmer 55 — und auf dem Stadt .
Tiefbauamt hier — Rathaus — zur Einficht offen ,
liegen .

Einsprachen sind bis zu dem genannten Zeitpunktbeim Bezirksamt oder bei dem Herrn Oberbürgermei¬
ster hier vorzubringen , widrigenfalls die nicht auf pri -
vatrechtlichen Titeln beruhenden Einwendungen als
ausgeschlossen gellen ; hierbei wird darauf hingewiesen ,
daß die vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 8 . April1913 krait besonderer privatrechtlicher Titel an den
öffentlichen Gewässern oder natürlichen nicht öffent .
lichen Wasserläufen begründeten Rechte nunmehr als
dem öffentlichen Recht angehörige Nutzungsrechte zu
betrachten sind und daß daher auf solche Rechte sich
stützende Einwendungen , falls fie innerhalb der fest-
gesetzten Frist nicht vorgebracht werden , ebenfalls als
ausgefchloffen gelten . M .535

Karlsruhe , den 23 . Februar 1928 .
Bad . Bezirksamt — Abt . «. O Z10

L « MKvkv Lfelitsptei ©
■ H KONZERTHAUS » W
Samstag , den 25 . bis Mittwoch , den 29 . Februar , 20 .15 Uhr

Sonntag , 26 . Februar , nur 16 Uhr

Sondervorführungen nur für Erwachsene

„
Der floscnkavalier

“

Mit der Original - Musik von Richard Strauß
ausgeführt mit verstärktem Orchester von der

Polizeikapelie 177

Preise , Vorverkauf und Ermäßigungen wie üblich .

Hr9 I * . j . jdL f bitte bei allen Einkäufen und Bestellungen Bezug
^ 9 ^ ^ 844 ^ "

jSjrl -V auf die Anzeigen in der „Karlsruher Zeitung "

TH . undO. HESSIG
Telephon 105
« 768

Karlsruhe i . B .
Gegründet 1878

Hirschstr . 40

Beton - und Eisenbeton- Hoch - und Tiefbau
Asphaltierungen

Neuzeitlicher Straßenbau
Spezialität : Soliditit- Betonstraßen D. R. P.

9rüjfjatft ms
‘Die neueren

Qemn - « .

‘Damei nfioffe
m

geigen

ßeipjjeimer & Äflende
174

29 . Febr . 1928, Zusammen -
fünft vormittags */,10 Uhr
am Ortsausgang , Fußweg
von Nußbaum nach Stein .

34 Eichen III . —V . KI .,116 Buchen II . - V . Kl -,3 Hainbuchen IV . u . V . Kl -,11 Birken V . u .VI .Kl ., 10As -
pen IV .—VI . Kl-, 6 ElSbeer
V . u .VI . Kl -,,8 Eschen V . u .VI . Kl ., 28 Forlen I —VI .
Kl -, 41 FichtenV . Kl ., 8 Stet -
eichenes und buchenes Nutz¬
holz - H -I73

WaldhüterGauß zeigt das
Holz vor u - fertigt Auszüge .

Nuhbaum , 2-2- Febr - 1928.
Gemeiuderat .

Jereinsregistel.
Bruchsal M .594

Vereinsregistereintrag
Band II Nr - 1 - St . Josef
Verein Forst in Forst .

Bruchsal . 20 . Febr - 1923 .
Amtsgericht l .

Waldstrate 16
Telephon 5599

Täglich 8 Uhr
Sonntags tu . 8Uhr

Die große

REVUE
Bat lebend«
MagaziB

Teppiche- Läufer ohne
Anzahlung in to Mowlarttefl
Rar. Teppichhaus Agay &
Glück , Frankfurt a. M .2965

5 Schreiben Sie sofort ! ■

Ihren Umzug vrtr .
Brauchen Sie

Mdbelwase « ?
dann

Bad . Lagerhaus Osfruburg
Besitzer : Willy Wagner

ftagen . Erstkl. bestemps . zuverL
Möbelipedütens - Uttternchmen.

Ludwig
Schweisgut
Kmrlsruhe /. B.

Brbfrm ****traße 4
keim RenddUilmH

Flöge «
Pianints 124

Harmoniums
Nor bette Fabrikate
Sehr «dtte « Piebe

ch alter Klariere

u ßü

Freihändiger
WeOtzveMs.

Ferstamt Stockach. Don¬
nerstag, den 1 . März d. I .
500 Ster meist fichtenes
Papierbolz , entrindet , in
einem Los und zwar 157
Sterl -, 174II -, und 169 IU .
Kl - Angebote bis Nkbends
6 Uhr . Zuschlagssrist 5
Tage . M -592

AmmhöhWeigmmg .
Die Gemeinde Riißban «

versteigert aus ihrem Ge¬
meindewald am Mittwoch,

Druck G . Braun , Karlsruhe
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